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Der Weg zur Arbeit
Von Stadtbaurat N i e m e y e r - Frankfurt a. M.

Es war in den trüben Tagen des November

1918, als der Generalfeldmarschall an seine mit

ihm in die Heimat zurückkehrendenKameraden

folgenden Aufruf richtete: ,

»Die Vorarbeiten zu einem großzügigen An-

siedlungswerk sind im Gange; die Ausführung
wird unverzüglich beginnen und so schnell gefor-
dert werden, wie der gegenwärtige Mangel an

Vaumaterial, Kohlen und Transportmitteln es
gestattet . . . Auf billig erworbenem Lande mit
billigem öffentlichen Gelde werden für Land-
wirte, Gärtner und Handwerker 100 000de von

Stellen errichtet, für städtischeArbeiter, Ange-
stellte und Angehörige verwandter Berufe aber

Häuser in Gartenftädten und Gartenvorstädten
erbaut und gegen mäßige Verzinsung der Selbs -

kosten übergeben werden. . . .

Ietzt will die dankbare Heimat euch zu freien
Herren auf deutschem Grund und Boden machen.
. Habt nur noch kurze Zeit Geduld, helft un-

serem wunden Vaterlande über seine schwerste
Zelt hinweg, rettet es noch einmal durch die

deutsche Manneszucht und deutschen Ordnungs-
ftnn — dann bereitet ihr eure eigene Zukunft,
euer eigenes Glückl«

·

Wir alle wissen, was seit dieser Zeit hinter uns

Ilegt und wie nach hoffnungsvollen Anfängen aus

Pem Gedanken der Auflockerung der Großstädte
lmmer mehr eine Auflockerung der Mietskaferne
wurde. Dieses besondere deutsche Privileg wurde

zwar nach jeder Richtung hin immer mehr ver-

feinertund durchorganisiert. Die Heimstätte, das

EIgeUheimaber trat in den Hintergrund, weil
eer Scheinblüte der Wirtschaft uns über den
klaren Boden der Tatsachen hinwegsetzte und im-

mkr mehr vom realen Boden in unmittelbarem

Sinne»desWortes entfernte.
Es fallt wirklich schwer, am Beginn

ges Jahres keine Satire zu schrei-
e.n uber die Propheten, die immer

Pleder glauben, daß die Arbeits-

Djtgkeit sich allmählich von selbst
Wlederbehebenwürde,daß dieSied-

lung nach jeder Richtung hin zwar
eine sehr schöneund sehr förderungss
würdige Aufgabe sei, daß es aber

wichtiger wäre, zunächst Arbeit an

fich zu schaffen, dann würde sich das

weitere allmählich schon ergeben.
Wie oft haben wir in den vergangenen Jahren
öffentliche Arbeitsbeschaffungsprogramme aufge-
stellt, wie oft ist in bester Ueberzeugung immer

wieder die Auffassung vertreten, auf diese Weise
die Arbeit zunächst nur ankurbeln zu müssen, da

sie dann schon von selbst weiterlaufen würde. Und
was war schließlich der Effekt? Die von allen

Seiten erhobene bewegliche Klage, daß unerhörte
Fehlinvestitionen in öffentlichen Anlagen in Sta-

dien, Volkserholungsparks, Schulbauten pp. er-

folgt wären. Plötzlich scheinen diese Klagen wie-

der verstummt zu sein. Die A n k u r b e l u n g
der freien Wirtschaft mit dem an sich
durchaus gesunden Gedanken d e s P a p e n s ch e n

P r o g r a m m s geht, wie das für jeden Einsich-
tigen klar sein mußte, nur sehr langsam
vorwärts, also soll die Arbeitslosig-
ke i t, die mit ihren 7,6 Millionen tatsächlich
Arbeitsuchenden eine sehr bedrohliche Form an-

genommen hat, wieder durch ein öf-
fentliches Arbeitsbeschaffungspro-
gramm bekämpft und behoben wer-

d e n.

Selbstverständlich wird man bei der Knappheit
der Mittel die innere Rentabilität und innere

Produktivität der Projekte sehr genau prüfen
und sicher im großen ganzen nur Aufgaben aus-

führen, die tatsächlich zweckmäßigfind. Ob man

aber bei unserer sprichwörtlichenArmut manche
Arbeiten ausführen würde, die man jetzt in An-

griff nehmen wird, wenn die Arbeitslosigkeit
nicht so groß wäre, ist doch sehr fraglich, vor allem

auch deshalb, weil diese Arbeitsbeschaffungspro-



gramme für die Kommunen Und sonstigen öffent-
lichen Körperschaften zweifelsohne wieder neue

Belastungen mit sichbringen. U n d w a s d a n n ,

wenn dieses Arbeitsprogramm nach
einiger Zeit abgewickelt ist und die

Arbeitslosigkeit wieder von neuem

einfetzt, weil sich wieder einmal zeigt,
daß man einen konstitutionell er-

krankten Volkskörper nicht mit Me-

dizinalien heilen kann, sondern nur

dadurch, daß man einen konstitutio-
nellen Eingriff vornimmt?

Jst es ein Zufall, daß zu der gleichen Zeit, in
der wir in Deutschland ein wenn auch vorsichtiges,
aber immerhin in der bisherigen Auffassung lie-

gendes Arbeitsbeschaffungsprogramm durchführen
wollen, die Columbia-Universität ein

umfangreiches Gutachten herausbringt ü b e r d i e

technologische Arbeitslosigkeit und
dabei die Auffassung vertritt, daß infolge der
immer weiterschreitenden Technik, deren Fort-
schritte man niemals hindern kann, die Arbeits-

losigkeit in Amerika noch schärfere Formen an-

nehmen würde, felbst bei einer sich entwickelnden

Prosperity? Ist es weiter ein Zufall, daß zur

gleichen Zeit, ebenfalls in Nordamerika der H o o -

verausschuß zur Prüfung und Be-

gutachtung der fozio.logischen Ent-

wicklung der Vereinigten Staaten

zu der Auffassung kommt, daß die bisherigen Me-

dizinalien in der Behandlung der soziologischen
und Arbeitslosenverhältnisse alsbald nicht mehr
ausreichen, sondern daß die Verhältnisse zu einer

gewaltsamen Umwälzung drängen, wenn nicht
der immer weitergreifenden Umschichtung der Be-

völkerung entsprechend, endlich durchgreifende Maß-
nahmen auf dem Gebiete der Arbeitszeit und des
Ausbaues der Großstädte erfolgen.

Auf der anderen Seite wird in Deutschland in
den verschiedenen Neujahrsbetrachtungen der tech-
nisch-wirtschaftlichen Fachzeitschriften übereinstim-
mend die Notwendigkeit zur Ankurbelung der

Bauwirtfchaft betont. Jn manchen Zeitschriften
findet sich unter Verwendung unrichtigen Zahlen-
materials eine Kritik an den bisherigen zweifels-
ohne guten Ergebnissen der Stadtrandfiedlungs-
idee, letzten Endes von dem Gedanken ausgehend,
daß Bauwirtschaft und Trägergesellschaften nicht
genug verdienen und daher der normale Baube-
trieb in vollem Umfang wieder eingeführt werden

müsse. Dabei wird aber vergessen,
woher die fehlenden Hypotheken-
gelder kommen sollen, die außer der

während des Baues weiterlaufen-
den Unterstützung der Siedler noch
gesondert aufzubringen fein wür-

d e n. Auchmuß sichdoch jeder Einsichtige sagen, daß
in unserer furchtbaren Armut jeder Weg uns recht
sein muß,der die Dinge grundfätzlichanfaßt, daß wir

demnach bei der innenkolonisatorischen

Aufgabe der Zukunft sowohl das eine tun,
wie das andere nicht lasfen sollten, d. h. Fö rd e -

rung des Eigenheimgedankens, fo-
weit wie es nur irgend geht, gleichzeitig
aber Unterstützung der Selbsthilfe-
Jdee in weitem Maße schon deshalb,
weil auf diese Weise, im ganzen gesehen, auch der

Bauwirtschaft viel mehr Aufgaben zuwachsen wer-

den, als wenn wir uns einseitig auf diesen oder

jenen Gedanken versteifen.
Wir erblicken alfo selbst innerhalb der technisch-

wirtschaftlichen Kreise ein z e r risse n e s B i l d,
beeinflußt von der Not und dem Streben aus der
Not heraus auf der einen Seite und wirtschaft-
lichen, auch eigenwirtschaftlichen Gesichtspunkten
auf der anderen Seite. Was als großes Ziel
wirklich durchsührbar ist, wird immer wieder ver-

dunkelt, bis schließlich eines Tages die

Erkenntnis kommen wird, daß auch
das neue Beschaffungsprogramm
uns zwar eine vorübergehende Fülle
von Arbeit gebracht hat, daß dabei
aber die eine Aufgabe viel zu sehr
zurückgestellt wurde, die in aller-

erster Linie wirklich produktiv und
rentabel ift.

Wie ist denn die Gefamtlage? 7,6 Millionen

Arbeitsuchende auf der einen Seite, ein ganz ge-

ringes, wenn auch sehr erfreuliches Ansteigen ein-

zelner Produktionszweige auf der anderen Seite.
Wer glaubt wirklich noch, auf den

bisherigen Wegen die ungeheure
Menge der Erwerbslosen einer posi-
tiven Arbeit entgegenführen zu kön-

n e n ! Jn Wirklichkeit liegen doch die Dinge so,
daß die Technik in ihren Nationalifierungsaus-
wirkungen immer weiter geht. Hat doch gerade
in diesen Tagen der neue Triebwagen Berlin-

Hamburg mit 165 km Stundengefchwindigkeit
feine Probefahrt gut überstanden. Was wird die

Folge fein? Daß über kurz oder lang dieses
neue Fahrzeug zur Erhöhung der Leistungen und

zur Verbilligung der Fahrkosten auch auf anderen
Strecken eingeführt wird. Und die Folge? Wei-
tere Personalersparnifse.
Es hilft nichts, sich die Augen vor

der Tatsache verschließen zu wollen,
daß es im Wesen der fortschreitenden
Technik liegt, die menschliche Ar-

beitszeit zu verkürzen. Die wirkliche
Ausgabe für Europa liegt doch darin, nicht künst-
lich neue Arbeit zu schaffen, sondern das wirklich
erreichbare Arbeitsquantum möglichst richtig aus-
zuteilen, um möglichst vielen Menschen wieder
einen Lebensinhalt zu geben.

-

Jn Wirklichkeit ist ja die K u r z a r b e it in

vielen Betrieben fchon viel weiter einge-
führt, als es zugegeben wird. Und es ist deshalb
sicher kein Zufall, daß gerade in diesen Tagen
aus dem Gutachten des Hoover-Ausschusses die



Forderung hervorgeht, den 6-Stundentag und

vielleicht sogar die 5-Tagewoche allgemein einzu-
führen, die 5-Tagewoche, die ja tatsächlichin eini-

gen großen Verwaltungen schon durchgeführt ist.
Derartige Maßnahmen können selbstverständlich

leicht zu erweiterter S chw a r z a r b e it führen
und dadurch wieder indirekt die Arbeitslosigkeit
erhöhen, wie wir es ja leider in vielen Fällen
bei den auf Wartegeld gesetzten Beamten zum
Schaden der freien Architekten z. T. beobachten
müssen.Um so notwendiger wird es sein, Schwarz-
arbeit mit scharfen Strafen zu belegen,
andererseits aber auch für die Mög-
lichkeit einer produktiven Tätigkeit
in der Freizeit zu sorgen. Und diese
Möglichkeit bietet in erster Linie der Grund und

Boden, bieten Kleingärten, sowie Vorort- und

Stadtrandsiedlungen.
Nun wird immer wieder behauptet, daß in der

Nähe der Großftädte das entsprechende Land für
eine wirksame Abhilfe nicht bereitgestellt werden
könne. Es ist deshalb unbedingt nötig, daß da-

hingehende genaue Untersuchungen angestellt wer-

«den. Derartige Erhebungen sind in Zusammen-
arbeit mit der Arbeitsgemeinschaft der

deutschenLandesplanungsstellen und
der deutschen Akademie des Städte-
b a u es im Gange und weren nachstehend an

einem Einzelbeispiel erläutert werden. Vorweg
muß aber noch betont werden, daß einmal diese
Aufgaben nur systematisch und nach eingehender
Ueberlegung durchgeführtwerden dürfen schon mit

Rücksichtauf die außerordentlicheAuswirkung auf
den Hypotheken- und Nealkreditmarkt des städ-
tischen Grundbesitzes. Sodann aber werden auch
diese Maßnahmen nur dann eine e n d g ü l t i g e

Hilfe bringen, wenn sie durch weitere durch-
greifende gesetzliche Anordnungen
ergänzt werden und zwar einmal in Bezug auf
die Einschränkung der Frauenarbeit
und fodann in Bezug auf eine H e r a b f e tz u n g
des Pensionsbeginns der Beamten

usw« Denn abgesehen von der allgemeinen struk-
turellen Veränderung, hat fich speziell der Anteil
der Frauen an der Anzahl der Erwerbstätigen
Personen gegenüber der Vorkriegszeit von 29,7
auf 35,8Z gesteigert. In Wirklichkeit ist dieser
Prozentsatz bei den noch in Tätigkeit befind-
lichen Personen viel größer und, was besonders
bedauerlich ist, bei dem in den letzten Monaten

erfolgten Anziehen gewisser Produktionszweige
sind vielfach bevorzugt Frauen eingestellt, eine

Tatsache, die im Interesse des Volksganzen nicht
scharf genug verurteilt werden kann.

Unter diesenVoraussetzungen hät-
te sich ohne Zweifel ein umsassendes und

ersolgversprechendes Arbeitsbeschafsungsprogramm
auf der Grundlage der Auslokkerung der Groß-
städte und einer weitgehenden Siedlungsförderung
aufstellen lassen, ein Programm,

das die Gefahren von Fehlinvefti-
tionen aufs äußerfte beschränken
würde, ein Programm, das weitesten
Kreisen der Bevölkerung neue Hoff-
nung und neuen Lebensmut gegeben
h ä t t e. Wer nicht blind ist, muß doch sehen, wie,
abgesehen von einzelnen Ausnahmen, der Lebens-

wille bei Vorort- und Stadtrandsiedlern so ftark
ist, daß sie auf jede Weise versuchen, nur aus der

Unterstützung herauszukommen. Die Leute sollen
ja gar nicht in ihren Vorortsiedlungen irgend
welchen großen Handel aufnehmen und ihre Er-

zeugnisse aus Gemüse und Kleinvieh zum Verkauf
feilhalten, es genügt ja vollständig, wenn sie sich
in Zeiten der Not gerade über Wasser halten und,v
das können wir wenigstens von Frankfurt sagen,
das scheinen die Stadtrandsiedler in viel stärkerem
Maße zu erreichen, als wir erhofft hatten.

Wie sehen nun die bisherigen Unter-

suchungsergebnisfe in einzelnen
L a n d e steile n wirklich aus? Zunächst als

Beispiel aus dem Nhein-Mainischen Wirtschafts-
gebiet, die Stadt Frankfurt. In F r a n k f u r t

suchen zurzeit rd. 71 000 Menschen Arbeit, von

denen etwa 25Z eine Unterstützung beziehen.
71 000 Arbeitsuchende entsprechen einschließlich
ihrer Familienangehörigen etwa 46 000 Familien
oder rd. 25Z der Gesamtbevölkerung. Von diefen
71000 find rd. 75Z, d.h. 53 000 männliche und

257k« d.h. rd. 18 000 weibliche Personen. Hier-
aus ergibt sich schon, daß auch in Frankfurt die

Zahl der erwerbslosen weiblichen Personen pro-

zentual nicht der eigentlich zu erwartenden An-

zahl entspricht, oder, daß offenbar noch ein erheb-
lich höherer Prozentsatz von Frauen in Frankfurt
im Berufsleben steht, als er dem Neichsdurchschniti
von 35,8Z entsprechen würde. Die Frage lautet

nun: Wieviel Menfchen kann man im

Gebiet von Frankfurt oder in gut erreich-
barer Nähe mit Kleingartenland und

Vorortsiedlungen versehen, um

ihnen eine nutzbringende Beschäfti-
gung in der Freizeit bei Einführung
der Kurzarbeit zu ermöglichen?
Zunächst K l e i n g ä r t e n. In Frankfurt a. M.

sind rd. 25 000 Schrebergärten vorhanden. Diese
Gärten sind im Durchschnitt 400 qm groß. Da die

Intensität in der Bewirtfchaftung der Kleingärten
aber sehr gut ist, und vielfach zu einer dreifachen
Fruchtfolge führt, ist das wirtschaftliche Ergebnis
trotz der Kleinheit der Gartenfläche, ganz abge-
sehen von der psychologischen Auswirkung, durch-
aus beachtlich. Dieses Ergebnis wird sich noch
steigern, wenn es gelingen sollte, in ftärkerem
Maße Kleintierfarmen zu bilden, damit auch die

Kleingärtner sich in abgetrennten Farmen Klein-
tiere halten können. Von den 25 000 Schreber-
gärtnern sind rd. 25——30Z erwerbslos, d. h. rd.
6500 Schrebergärtner. Weiter werden z.Zt. rd.
4500 Erwerbslosengärten ausgegeben, eine Zahl,



die man bei äußerster Anstrengung, wenn auch
nicht ohne Schwierigkeiten, vielleicht um 2000 er-

höhen kann. Die Kleingartenhilfe innerhalb der

Stadt Frankfurt würde sich also auf rd. 13 000

erwerbslose Familien erstrecken, eine Zahl, die
man kaum erhöhen kann, weil die Brauchbarkeit
eines Kleingartens von der Entfernung zur Woh-
nung abhängig ist und hierdurch dem Kleingar-
tenwesen der Großstädte erhebliche Grenzen gezo-

gen sind.
Sodann zur Klein- oder Vorortsied-

lu n g. Hierbei halten wir auf Grund unserer
Erfahrungen eine Grundstücksfläche von 700 qm

beim Haus für durchaus ausreichend. Die Auf-
teilung wird dadurch wesentlich billiger und eine

ausgesprochene Elastizität in der Zuweisung von

benachbartem Pachtzufatzland ist nach jeder Rich-
tung hin von besonderem Vorteil. Nach diefen
Grundsätzen glauben wir im L a u f e d i e f e s

Jahres 1000 Stadtrandsiedlungen
mindestens zu erreichen. Nicht ohne Schwierig-
keiten, aber ohne Zwangsmaßnahmen,
würde es erreichbar fein, aus dem ei-

gentlichen Kommunalgebiet noch et-

wa weitere 1500——2000 Morgen bereit-

z u ft e l l e n , desgleichen aus eigenem und Do-

mänenbesitzin unmittelbarer Umgebung des Stadt-

bezirks verkehrsgünstig gelegen, weitere rd. 3 000

Morgen. Nach vorliegenden Feststellungen und

Besprechungen mit maßgebenden Stellen werden

endlich freihändig zu erträglichem Preis aus der

weiteren Umgebung, aber immer noch verkehrs-
günstig und innerhalb einer erträg-
lichen Pendelwanderung gelegen, zu er-

werben sein r d. 7 000—8 000 M o r g e n , so
daß für die Aussiedlung im eigent-
lichen Stadtbezirk Und in verkehrs-
günstiger Nähe rd.12000 Morgen ge-
wonnen werden könnten. Setzt man

hierfür 10 000 F a m i l i e n an, so ergeben sich
einschließlichder im Bau befindlichen rd. 11 000

Vorortsiedlungen. Rechnet man die ermittelten
13 000 Kleingartenstellen hinzu, so zeigt sich, daß
rd. 24000 Familien, d.h. mehr als die

Hälfte der zurzeit in Frankfurt ar-

beitsuchenden Familien in Frank-
furt und Umgebung krisenfest wer-

denkönnten

Diese Zahlen sind vorsichtig gewählt. Sie er-

geben sich nur durch die Erfassung von eigent-
lichen Gutsflächen, denn den kleinbäuerlichen Be-

sitz zu vertreiben oder die Flächen der Berufs-
gärtner zu beanspruchen würde niemand verant-

worten können. Wohl aber würde man weiter

untersuchen müssen, wie weit nicht unter Umstän-
den auf günstig gelegene große Waldflächen außer-
halb des näheren Umkreises der Großstädte zu-

rückzugreifen ist. Schließlich ist das Le-

bensschicksal arbeitslofer Volksge-
nossen wichtiger als die Erhaltung

mancher Waldflächen. Hingegen wird

nach den bisherigen Ergebnissen zu urteilen, in
den ländlichen Gemeinden, beispielsweise im Ried,
dem großen Gebiet zwischen Rhein und Odenwald,
in nennenswertem Maße die Möglichkeit einer

Aussiedlung kaum zu schaffen sein. Im Gegenteil.
Einzeluntersuchungen haben erwiesen, daß selbst
die in vielen Fällen reichlich vorhandene Almende
kaum ausreichen, um den nachgeborenen Bauern-
und Landarbeitersöhnen eine bescheidene ländliche
Krisenfestigkeit zu geben.

Aehnliche Untersuchungen sind m. W. zurzeit im

Gange für einzelne Städte des Ruhrbe-
zirks und für den Ruhrbezirk im gan-
zen. Sie wurden gelegentlich der Tagung der

Nordwestdeutschen Akademie des Städtebaus am

7. Januar 1933 in Essen von verschiedenen Her-
ren vorgetragen und werden im einzelnen noch
genauer auszuwerten fein. ’Wenn hierbei, um

nur eine Zahl zu nennen, die Feststellung gemacht
wurde, daß zurzeit einer normalen Beschäftigung
im eigentlichen Bergbau- und Hüttenbetrieb im

Ruhrbezirk rund 1,1 Millionen Ar-
beiter und Angestellte beschäftigt
wären, und hiervon selbst bei weit-

gehender Einführung von Kurzar-
beit nur etwa 7—800000 in Zukunft
gehalten werden könnten, so kann selbs-
verftändlich der Raum für die endgültig auszu-

siedelnden rd. 300000 Familien nicht im

unmittelbaren Umkreis des Indu-

striebezirks gesucht werden, sondern
man wird auf zusammenhängende
Flächen in bevölkerungsleeren Räu-

men der Provinzen Weftfalen, Han-
nover usw. zurückgreifen müssen. Für
die eigentliche Umsiedlung nach dem Osten wird,
wie das in diesen Blättern wiederholt ausgeführt
wurde, aus den verschiedensten Gründen n u r e i n

kleiner Bruchteil in Frage kommen.

Zusammengefaßt: Das ungeheuere Pro-
blem der Arbeitslosigkeit ist so ernft
und fo schwer, daß es, felbst auf lange
Sicht, mit der Umsiedlung und Aus-

siedlung allein nicht völlig gelöst
w e r d e n k a n n. Wohl aber läßt sich durch Aus-

nutzung der verfügbaren Flächen im weiten Um-

kreis vieler Großstädte eine grundsätzlicheund

durchgreifende Hilfe in großem Maße errei-

chen, die sich um so stärker auswirken wird,
je mehr sich damit gesetzliche Maßnahmen
verbinden nach der Richtung einer Ein-

schränkung der Frauenarbeit, der Herab-
setzung der Pensionszeit der Beamten. F aß t

m a n a b e r d i e s e s Aussiedlungs-Problem
systematisch nach sorgsamer Erwä-

gung an, fo ergibt sich gerade für die

Bauwirtschaft eine produktive Tä-

tigkeit im größten Ausmaße, eine

Arbeit, die um ein Vielfaches ren-


